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sowie Investitionen in Energieeffizienz, Energieeinsparung, Energiespei-
cher und in die Modernisierung der Netze. Jeder Tag des Zögerns ist ein 
verlorener Tag für die Energiewende.

Das Energiekonzept der Bundesregierung greift viel zu kurz, setzt falsche 
Prioritäten und verschenkt Zeit, die wir nicht haben. Immer noch setzt 
Schwarz-Gelb auf Großprojekte und will sogar klimaschädliche Kohle-
kraftwerke subventionieren. Dem stellen wir das Leitbild einer vielfäl-
tigen und bürgernahen Energie-Infrastruktur auf der Basis erneuerbarer 
Energien entgegen. Wir wollen die Menschen im Land für die Energiewen-
de gewinnen und sie beteiligen beim Neubau von Energieerzeugungsan-
lagen, Netzen und Speichern. 

Die grüne Bundestagsfraktion legt hiermit einen Fahrplan für die Be-
schleunigung der Energiewende insbesondere für den Stromsektor vor. 
Damit zeigen wir, was noch in dieser Wahlperiode passieren muss, um 
den Einstieg ins Zeitalter erneuerbarer Energien konsequent und unum-
kehrbar einzuleiten. Wenn wir jetzt entschieden handeln, können wir er-
reichen, dass die Atomkraft bereits in wenigen Jahren vollständig abge-
schaltet werden kann. 

Fahrplan Energiewende
Die Atomkraft ist eine unberechenbare Risikotechnologie – deshalb wird 
Deutschland bis spätestens 2022 aus der Atomkraft aussteigen. Dieser Be-
schluss war notwendig, aber nicht hinreichend. Er ist nur eine Zwischen
etappe auf dem Weg zum Ende der Atomkraft und zu einem grundlegen-
den Umbau der Energieversorgung.

Die Warnung vor den Gefahren der Atomenergie gehört zu den Gründungs
impulsen grüner Bewegungen weltweit. Für die Grünen in Deutschland 
stand das Ziel des Ausstiegs aus der Atomenergie an der Wiege der Par-
teigründung. Mit dem Atomkonsens ist es uns 2000/2001 – erstmals in Re-
gierungsverantwortung – gelungen, den Ausstieg aus der Atomenergie 
politisch durchzusetzen und die Laufzeiten der bis dahin unbegrenzten 
Atomkraft zu befristen.

Auf diese Grundlage ist inzwischen auch die schwarz-gelbe Regierungs-
koalition eingeschwenkt. Sie hat unter dem Eindruck der Reaktorkatastro-
phe in Fukushima eine atompolitische Kehrtwende vollzogen, die im 
Herbst 2010 durchgedrückte Laufzeitverlängerung rückgängig gemacht 
und die unsichersten acht AKWs sofort stillgelegt. Das ist ein wichtiger 
Schritt, doch wir Grüne sehen uns damit längst noch nicht am Ziel. 

Die Atomfrage ist für uns erst gelöst, wenn der letzte Meiler abgeschaltet 
und das bestmögliche Endlager für Atommüll gefunden ist. Deshalb wer-
den wir weiter für höchste AKW-Sicherheitsstandards sowie ein ergebnis
offenes und transparentes Endlager-Suchverfahren kämpfen.

Parallel wollen wir den Einstieg ins Zeitalter der Erneuerbaren und der 
Energieeinsparung vorantreiben und schnellstmöglich vollständig auf er-
neuerbare Energien umsteigen. Das gelingt, wenn jetzt die rechtlichen 
und finanziellen Voraussetzungen dafür geschaffen werden. Dazu bedarf 
es vor allem eines beschleunigten Ausbaus der erneuerbaren Energien 
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I. 	 Grüne Wegmarken fürs 
Abschalten

1.	Mehr Sicherheit: Der Bundesumweltminister veröffentlicht das vor-
liegende neue Kerntechnische Regelwerk im Bundesgesetzblatt 
und bringt es damit verbindlich zur Anwendung für die Atomauf-
sicht in Bund und Ländern.  

Zeithorizont: sofort

2.	Der Bundesumweltminister unterzieht die verbleibenden Atom-
kraftwerke einer strengen Sicherheitsüberprüfung auf der Basis 
des überarbeiteten Kerntechnischen Regelwerks. Sämtliche dem 
Prozess zugrundeliegenden Unterlagen werden veröffentlicht. Er-
forderliche Nachrüstungen, die sich daraus und aus dem „Stress-
Test“ nach der Fukushima-Katastrophe an den AKWs ergeben, sind 
konsequent durchzusetzen. Alle AKWs sollen in einem angemes-
senen Zeitraum den Nachweis erbringen, dass ein Absturz eines 
Passagierflugzeugs nicht zu einer nuklearen Katastrophe führt. 
AKWs, die nicht dem Stand von Wissenschaft und Technik entspre-
chen, werden stillgelegt.

Zeithorizont: sofort beginnend	

3.	Auf der Grundlage der durch den „Stress-Test“ der Reaktorsicher-
heitskommission aufgeworfenen Sicherheitsfragen werden neue 
Sicherheitsanforderungen an alle kerntechnischen Anlagen (in-
klusive Zwischenlager, Urananreicherung, Brennelementeferti-
gung, Konditionierungsanlagen etc.) definiert. 

Zeithorizont: sofort beginnend

4.	Die Bundesregierung setzt die bis 2009 gültigen Umweltleitlinien 
für Hermes-Bürgschaften wieder in Kraft und stoppt jegliche Ex-
portförderung und öffentliche Finanzierung für Atomtechnologie.

Zeithorizont: Herbst 2011

5.	Der Bundestag beschließt ein Endlagersuchgesetz, basierend auf 
den Kriterien des in rot-grüner Regierungszeit eingesetzten AkEnd. 
Damit wird die Grundlage gelegt, endlich eine ergebnisoffene 
Endlagersuche zu beginnen.  

Zeithorizont: bis Ende 2011	  

II. 	Grüne Wegmarken für den 
Ausbau der EE

1.	Das Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) wird dynamisch weiter-
entwickelt mit dem Ziel, den Anteil erneuerbar erzeugten Stroms 
bis 2020 auf deutlich über 40 Prozent zu steigern, den Ausbau aller 
erneuerbaren Energien weiter zu forcieren und insbesondere den 
Ausbau der Windenergie an Land zu sichern und durch zusätz-
liches Repowering zu beschleunigen, zusätzliche Anreize für den 
Ausbau der Offshore-Windenergie sowie die sichere Nutzung der 
Geothermiepotenziale zu setzen, den Ausbau der Fotovoltaik wei-
ter anzuregen und die bedarfsorientierte Erzeugung von Strom aus 
nachhaltig erzeugter Biomasse zu fördern.

Zeithorizont: bis Sommer 2012	

2.	Der Bundestag beschließt eine Novellierung der einschlägigen 
Fachgesetze mit dem Ziel, eine frühzeitige Bürgerbeteiligung und 
größtmögliche Transparenz bei allen Planungsverfahren einzufüh-
ren und dadurch wichtige Infrastrukturplanungen – insbesondere 
im Energiebereich – mit hoher Akzeptanz und deutlich schneller 
als bisher zu realisieren.

Zeithorizont: bis Sommer 2012	
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3.	Der Bundestag beschließt eine Novellierung des Baugesetzbuches, 
der Baunutzungsverordnung sowie der rechtlichen Vorgaben für 
den Luftverkehr mit dem Ziel, Restriktionen für den Neubau oder 
den Ersatz von Anlagen erneuerbarer Energien, wie zum Beispiel 
Höhenbegrenzungen, unter Beachtung der Naturschutzbelange 
und der Bürgerbeteiligung zu beseitigen und die störende Hinder-
nis-Befeuerung von Windenergieanlagen zu vermeiden.

Zeithorizont: bis Ende 2011	

4. 	Die Bundesregierung verabschiedet zusammen mit den Bundes-
ländern ein gemeinsames Programm zur Beseitigung planungs-
rechtlicher Hemmnisse für den Ausbau der erneuerbaren Energien 
und Energieeinsparinvestitionen, zum Beispiel beim Bau von 
Windenergieanlagen und zur Ausweisung von Vorrangflächen mit 
hohem Stromerzeugungspotenzial in allen Bundesländern.

Zeithorizont: bis Ende 2011	

5.	Der Bundestag beschließt, das Marktanreizprogramm für erneuer-
bare Energien aufzustocken und um ein Innovationsprogramm für 
neue Technologien auch in der Stromerzeugung und Speicherung 
– z. B. Meeresenergien, Thermoelektrik, innovative Wasserkraftan-
lagen, die den Artenschutz nicht beeinträchtigen – zu ergänzen.

Zeithorizont: Anfang 2012

III. Grüne Wegmarken für 
mehr Energieeffizienz 
beim Stromverbrauch

1.	Die Bundesregierung macht einen Vorstoß auf der Ebene der Euro-
päischen Union, das Einsparziel von 20 Prozent bis 2020 EU-weit 
verbindlich festzuschreiben und die Energieverbrauchskennzeich-
nung von Elektrogeräten verbraucherfreundlich zu gestalten.

Zeithorizont: Herbst 2011	

2.	Die Bundesregierung legt dem Bundestag endlich eine Novelle des 
Energieeffizienzgesetzes vor unter der Maßgabe, ein verbindliches 
Einsparziel von 20 Prozent  Strom bis 2020 gegenüber 2007, eine Ein-
sparquote für Energieversorger sowie Energie-Audits für ener-
gieintensive Unternehmen verbindlich festzuschreiben.

Zeithorizont: Herbst 2011	

3. 	Die Bundesregierung legt dem Bundestag ein Gesetz zur Einrich-
tung eines Energiesparfonds vor, aus dem unter anderem jährlich 
eine Milliarde Euro zur Verbesserung der Information und Bera-
tung zum Energiesparen sowie die Markteinführung besonders 
stromsparender Geräte und Maschinen, den Austausch ineffizi-
enter Stromheizungen, insbesondere mit einem zielgerichteten An-
gebot für einkommensschwache Haushalte finanziert werden.

Zeithorizont: Frühjahr 2012	

4. 	Die Bundesregierung legt einen Vorschlag zur Durchsetzung dyna-
mischer Effizienzstandards in der Europäischen Union vor, so dass 
die energiesparendsten Produkte künftig den Standard vorgeben 
(Top-Runner Ansatz).

Zeithorizont: Herbst 2011	

IV. Grüne Wegmarken für 
bessere Kraftwerke 

1.	Der Bundestag beschließt eine Novelle des Bundesimmissions-
schutzgesetzes mit dem Ziel, die Effizienzsteigerung im fossil be-
feuerten Kraftwerkpark zu erhöhen und den Neubau von Kohle-
kraftwerken zu unterbinden. Dazu werden erstmals Flexibilitätsan-
forderungen sowie ein elektrischer Mindestwirkungsgrad von 58 
Prozent für neue fossile Kraftwerke, beziehungsweise ein Gesamt-
wirkungsgrad von 75 Prozent auf das Jahr gerechnet bei Anlagen 
mit Kraft-Wärme-Kopplung, eingeführt.

Zeithorizont: Herbst 2011	
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2.	Die Bundesregierung trifft mit den Bundesländern eine einver-
nehmliche Regelung der Planungskompetenz und startet eine ge-
meinsame Initiative zur Überprüfung und Beschleunigung der Pla-
nungs- und Genehmigungsverfahren für neue Übertragungsnetz-
trassen sowie zur frühzeitigen Bürgerbeteiligung.

Zeithorizont: Herbst 2011

3.	Der Bundestag beschließt eine Novelle des Energiewirtschaftsge-
setzes (EnWG) mit dem Ziel, die Akzeptanz von Neubauvorhaben zu 
erhöhen durch die grundsätzliche Erdverkabelung von Leitungen 
im Spannungsbereich bis 110 Kilovolt und Teilverkabelung von 
Höchstspannungsleitungen in sensiblen Gebieten. Vertretbare 
Mehrkosten sollen auf die Netzentgelte umgelegt werden können.

Zeithorizont: Herbst 2011	

4.	Die Bundesregierung schreibt eine Pilot-Trasse zur Höchstspan-
nungs-Gleichstromübertragung (HGÜ) als Nord-Süd-Achse aus 
und startet parallel Pilotprojekte zur Erprobung der Erdverkabe-
lung von Höchstspannungsleitungen über längere Distanzen.

Zeithorizont: bis Sommer 2012	

5.	Die Bundesregierung erarbeitet eine systematische Erhebung der 
verfügbaren Speicherpotenziale und nimmt Verhandlungen mit 
den Regierungen der Nachbarstaaten sowie Skandinaviens auf 
mit dem Ziel, die dortigen Wasserkraftspeicher mit dem deutschen 
Strommarkt zu verbinden und den Bau der erforderlichen Leitungen 
aktiv voranzutreiben.

Zeithorizont:  sofort beginnend

6.	Die Bundesregierung legt ein Umrüstprogramm zur Bereitstellung 
von Systemdienstleistungen durch Fotovoltaikanlagen auf der 
Verteilnetzebene auf und startet ein Förderprogramm zur Entwick-
lung und zum Bau von innovativen Stromspeichern, wie zum Bei-
spiel Pumpspeicherwerke in aufgelassenen Bergwerken, Schwung-
radspeicher, Hubspeicherkraftwerke, regeneratives Methan in Erd-
gasnetzen. 

Zeithorizont: ab 2012

2.	Der Bundestag führt mit der gleichen Novelle ab 2015 einen dyna-
mischen Mindestwirkungsgrad für bestehende fossile Kraftwerke 
von zunächst 38 Prozent bei Steinkohle, 36 Prozent bei Braunkohle 
sowie 40 Prozent bei anderen fossilen Brennstoffen ein.

Zeithorizont: Herbst 2011

3.	Der Bundestag beschließt eine Novelle des Kraft-Wärme-Kopp-
lungsgesetzes mit der Maßgabe, die Förderung deutlich zu verbes-
sern, zum Beispiel durch Abschaffung des Förderdeckels von 750 
Millionen Euro jährlich, Erhöhung der Förderhöhe sowie der För-
derdauer für KWK-Anlagen, Abbau administrativer Hemmnisse für 
den Bau von Anlagen und Wärmenetzen sowie Verbesserung der 
Teilhabe am Regelstrommarkt für KWK-Anlagen.

Zeithorizont: Herbst 2011	

4.	Die Bundesregierung führt das 2009 abgeschaffte Förderprogramm 
für Mini-Blockheizkraftwerke wieder ein.	

Zeithorizont: bis Ende 2011	

V. 	Grüne Wegmarken für 
neue und bessere Energie-
netze und -speicher

1.	Die Bundesregierung legt dem Bundestag einen „Bundesplan 
Stromnetze“ vor, der auf die schnellstmögliche Umstellung der 
Stromversorgung auf erneuerbare Energien ausgerichtet ist. Um 
die Akzeptanz zu erhöhen, sollen die dafür erforderlichen Netz-
daten und Lastflüsse veröffentlicht und die Öffentlichkeit bei der 
Planerstellung beteiligt werden.

Zeithorizont: Frühjahr 2012	
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VI. Grüne Wegmarken für In-
novation und Wettbewerb

1.	Die Bundesregierung stellt die Forschungsmittel im 6. Energiefor-
schungsprogramm grundlegend mit Konzentration auf erneuer-
bare Energien und Energieeinsparung um. Die Forschungsanstren-
gungen zur Förderung technologischer Innovationen in den Be-
reichen intelligenter Netze, Stromübertragungstechnologien sowie 
Stromspeicherung werden wesentlich verstärkt und die For-
schungsmittel der im Energieforschungsprogramm für erneuer-
bare Energien und Energieeinsparung bereitgestellten Mittel auf 
500 Millionen Euro pro Jahr erhöht.

Zeithorizont: sofort beginnend	

2.	Die Bundesregierung ergreift eine Initiative auf EU-Ebene zur Um-
stellung im 8. Forschungsrahmenprogramm der EU mit dem Ziel, 
dort ebenfalls die Beendigung der Forschungsunterstützung der 
erfolg- und perspektivlosen Kernfusionsforschung und Forschung 
für Kernspaltungskonzepte zu erreichen. Flankierend steigt 
Deutschland aus dem EURATOM-Vertrag aus.

Zeithorizont: sofort beginnend	

3.	Die Bundesregierung richtet eine Markt-Transparenzstelle ein, um 
Missbrauch und überhöhte Strompreise zu verhindern und einen 
fairen Wettbewerb im Strommarkt durchzusetzen.

Zeithorizont: bis Ende 2011

VII. Grüne Wegmarken für 
begleitende Klimaschutz-
maßnahmen

Um bei einem beschleunigten Atomausstieg den notwendigen anspruchs-
vollen Klimaschutz umsetzen zu können, sind auch außerhalb des Strom-
bereichs die Anstrengungen wieder deutlich zu erhöhen.

1.	Die Mittel für das CO2-Gebäudesanierungsprogramm werden wie-
der auf zwei Milliarden  Euro  angehoben. Zusätzlich werden zwei 
Milliarden  Euro aus dem Energiesparfonds für die energetische 
Sanierung von Wohnquartieren mit hohem Anteil einkommens-
schwacher Haushalte zur Verfügung gestellt.

Zeithorizont: ab 2012

2.	Die Einnahmen aus dem Emissionshandel werden vollständig in 
den Klimaschutz investiert und nicht durch Zahlungen zur Strom-
kostenkompensierung an die Industrie oder zur Finanzierung fos-
siler Kraftwerke vermindert. Die in Kopenhagen vereinbarten Mit-
tel für den internationalen Klimaschutz werden endlich in vollem 
Umfang zur Verfügung gestellt.

Zeithorizont: bis Ende 2011
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